
1806 – als Bayern unter die Königskrone kam 
Teil I: Bayerns Weg von 1799 bis 1806, Neuerungen  für Staat, Stadt und Land 
Vom Kurfürstentum zum Königreich 
Am 1. Januar 1806 wurde in Stadt und Land die Erhebung des Kurfürstentums 
Bayern zum Königreich proklamiert. Zweifellos ist dies eines der wichtigsten 
Ereignisse in der Geschichte Bayerns. 
Kurfürst Maximilian IV. Joseph wurde zum 1. bayerischen König Maximilian I. 
Joseph. (In Ausstellungen und Beiträgen in Presse, Funk und Fernsehen wurde an 
das Geschehen von 1806 erinnert.) Mag die Erhebung zum Königreich 
staatspolitisch betrachtet zunächst mehr eine symbolische Bedeutung gehabt haben 
und als ein politischer Schachzug Napoleons angesehen worden sein, so ist sie doch 
die Geburtsstunde der vollen Souveränität Bayerns. Sie war die Voraussetzung für 
die innere und äußere Neugestaltung des Landes.  
Die Rangerhöhung Bayerns vom Kurfürstentum zum Königreich gilt als der Beginn 
einer neuen Geschichtsepoche und als Grundlage für das Moderne Bayern, gilt als 
Ausgangspunkt für die Weiterführung, Ausweitung und Vollendung der von Kurfürst 
Maximilian IV. Joseph begonnenen Reformen.  
Die Modernisierung des Staates durch den nunmehrigen König und seinem Minister 
Maximilian Freiherr von Montgelas brachten nicht nur äußere Veränderungen, 
sondern auch Neuerungen für Staat, Stadt- und Landkommunen, die teilweise noch 
heute Gültigkeit haben. 
Bevor auf diese Neuerungen eingegangen wird, ist es sinnvoll, einen Blick auf die 
Zeit von 1799 bis 1806 und auf die Person des Kurfürsten Maximilian IV. Joseph zu 
werfen: Max Joseph entstammte der wittelsbachischen Linie von Zweibrücken. Er 
wurde als zweiter Sohn des Herzogs Friedrich von Zweibrücken 1756 geboren. Die 
standesgemäße Militärkarriere im Dienste des französischen Königs führte ihn als 
Regimentskommandeur nach Straßburg. Als Reichsfürst übernahm er nach dem Tod 
seines älteren Bruders Karl August 1795 das  Fürstentum Zweibrücken.  
Wegen der Besetzung der linksrheinischen Territorien durch die Franzosen musste 
er mit seiner Familie und seinen Beratern nach dem damals preußischen Ansbach 
fliehen.  
Durch den Tod des Kurfürsten Karl Theodor in  München am 16.Februar 1799 
eröffnete sich für Max Joseph eine neue Lage: Er und seine zweite Gattin, der 
protestantischen Prinzessin Karoline von Baden, seine beiden Söhne Ludwig und 
Karl und die drei Töchter aus erster Ehe mit der 1796 verstorbenen Auguste 
Wilhelmine wurden in München mit großem Jubel empfangen. Ganz Bayern erhoffte 
nach dem ungeliebten Karl Theodor wieder eine bessere und geruhsamere Zeit.  
Ungeliebte Reformen  -  Montgelas als Berater 
Doch nur allzu schnell sollte sich zeigen, dass der neue Kurfürst noch viel weniger 
als sein ungeliebter Vorgänger bereit war, den überaus dringenden Reformbedarf zu 
ignorieren.  
Die bald einsetzenden neuen Maßnahmen waren ganz deutlich geprägt von den 
Ideen seines politischen Beraters Maximilian von Montgelas. 
Dessen Pläne und Vorstellungen zielten auf eine umfassende politisch-
gesellschaftliche Neuordnung Bayerns. Die Ideen Montgelas vom „Neuen Staat 
Bayern“ waren beeinflusst und genährt von den Theorien der Aufklärung, den 
Ergebnissen der Reformpolitik Österreichs und der Rigorosität der französischen 
Revolution.  
Welche Konsequenzen hatten diese Vorstellungen für Bayern? Sie bedeuteten die 
Ablösung des alten Fürstenstaates durch den zentralistisch geführten Einheitsstaat. 



Weiter klare, vorgefasste Richtlinien für Ministerien und untergeordnete Behörden mit 
einem festen Berufsbeamtenapparat. Sie bedeuteten aber auch die Auflösung bzw. 
Unterwerfung der bisherigen Eigengewalten des Adels, des Klerus und der Klöster 
mit ihren oft allzu machtbesessenen Äbten.  
Außenpolitische Lage Bayerns 
Für die Umsetzung der neuen innenpolitischen Ideen war die außenpolitische Lage 
äußerst ungünstig: Bereits ein Jahr nach dem Regierungsantritt Max Josephs wurde 
das Land und die Regierungsstadt zum Kriegsschauplatz. Am 30.Juni 1800 besetzte 
das französische Heer die Stadt München. Der Kurfürst und der gesamte Hof 
mussten fliehen. Die vom Volk als unrühmlich angesehene Flucht des Kurfürsten, die 
militärischen Erfolge der Franzosen gegen die Österreicher dämpften die anfängliche 
Euphorie für Max Joseph ganz gewaltig. Hohe Geld- und Naturalienforderungen 
sowie die anspruchsvollen Einquartierungen der Franzosen plagten die gesamte 
Einwohnerschaft. Dadurch war auch die anfängliche Zuneigung der Bevölkerung  
gegenüber den Franzosen als den Bewahrern vor der österreichischen 
Obduktionsgefahr gewichen. Die Loslösungsbestrebungen vom Hause Wittelsbach, 
die bereits unter Karl Theodor angefangen hatten, gingen nun soweit, dass sogar 
Pläne für die Absetzung und die Bildung einer süddeutschen Republik unter dem 
Schutz Frankreichs kursierten. Auf den Rat Montgelas hin unterließ Max Joseph 
nach seiner Rückkehr  nach München Repressalien gegen die Rädelsführer der 
republikanischen Bestrebungen. 
Die territoriale Situation 
Beim Regierungsantritt von Max Joseph geriet ganz Europa infolge der 
Revolutionskriege und der Kriege Napoleons in eine Phase des territorialen 
Umbruchs. In dieser Zeit, als der Grundsatz „Macht vor Recht“ galt, ging das „Heilige 
Römische Reich Deutscher Nation“ unter. Die größeren deutschen Länder 
vergrößerten sich auf Kosten der geistlichen, der kleineren und kleinsten Gebiete, 
Auch Bayern hatte große Gebietsgewinne erzielt, die aber zum Teil nur für kurze Zeit 
gehalten und durch andere Gebietszuwächse wieder ausgeglichen werden konnten. 
Man versuchte das Staatsgebiet Bayerns zu konzentrieren, abzurunden und zu 
vereinheitlichen. Bereits unter Karl Theodor war das bayerische Staatsgebiet ( zu 
dem Kurbayern, Kurpfalz, Pfalz-Neuburg, Pfalz-Sulzbach, sowie die Herzogtümer 
Jülich und Berg gehörten) um die linksrheinischen Gebiete und die rechtsrheinische 
Pfalz verkleinert worden. Sie wurden als Departements der französischen Republik 
einverleibt. (Hier sei an die Besiedelung von Klein- und Großkarolinenfeld erinnert.) 
Der Frieden von Lunéville 1801 
Napoleon gestand denjenigen weltlichen Fürsten, die linksrheinische Gebietsverluste 
an Frankreich hinnehmen mussten zu, dass sie sich rechts des Rheins 
Gebietsausgleiche durch Inbesitznahme von geistlichen Territorien und Reichsstädte 
verschaffen konnten. Die Durchführung dieses Entschädigungsgeschäftes sollte 
gemäß Reichstagsbeschluss durch eine Reichsdeputation geschehen.  
Der Reichsdeputationshauptschluss von 1803 
Obwohl die territoriale Neugestaltung vor allem durch Napoleon entschieden wurde 
und die geistlichen Gebiete bereits 1802 in den Besitz genommen waren, regelte der 
Reichsdeputationshauptschluss offiziell die Verteilung der Territorien und bestätigte 
die Entschädigungsklausel von Lunéville. Damit wurde die zwangsweise Enteignung 
weltlicher und vor allem geistlicher Herrschaftsgebiete eingeleitet. Ein Vorgang, den 
man als „Mediatisierung“ und „Säkularisation“ bezeichnete. Nach diesen 
Bestimmungen erhielt Bayern die Hochstifte Freising und Passau (zum kleineren 
Teil) und die Gebiete der fränkischen Fürstbischöfe von Würzburg und Bamberg, 
einen kleineren Gebietsteil von Eichstätt und das Hochstift Augsburg. Dazu kamen 



die vorher reichsunmittelbaren Gebiete der Reichsstädte in Franken und Schwaben. 
Außerdem kamen Reichsdörfer und  -städte in Franken sowie in Ostschwaben dazu. 
Trotz dieser Gebietszugewinne war Bayern kein geschlossenes Staatsgebilde 
Die Friedensverträge von Brünn und Pressburg 1805 
Es kam zu Gebietstauschgeschäften zwischen Bayern und Österreich, zwischen 
Bayern, Frankreich und Preußen: Bayern erhielt von Österreich Tirol und die 
Fürstbistümer Brixen und Trient, Österreich dagegen vom Großherzog Ferdinand das 
Kurfürstentum Salzburg, das bisher noch nie österreichisch war. Der Vertrag von 
Brünn brachte für Bayern das ehemals preußische Fürstentum Ansbach.  
Neben Gebietstauschgeschäften konnte Bayern noch weitere Gebiete im östlichen 
Schwaben -vorderösterreichische Gebiete- erhalten.  
Der Staatsumbau nach 1801 
Es können hier nicht alle ‚Stationen des Umbaues genannt werden. Der wohl am 
tiefsten einschneidende Vorgang war zweifellos die Säkularisation. (Siehe Gem. 
Blätter 1,2, und 3 von 2003) 
Die rasch ins Riesenhafte angewachsene Staatsbürokratie behandelte die 
Bevölkerung in Stadt und Land nur noch als Befehlsempfänger. Das allgegenwärtige 
Bündnis von Staatsautorität und Staatsbürokratie brachte ohne Zweifel einen 
epochalen Einschnitt in die gesellschaftliche und kulturpolitische Geschichte 
Bayerns.  
München hatte den Atem der neuen Zeit bereits 1799 zu spüren bekommen: 
Kommunale Freiheiten und Gerichtsprivilegien – zum Teil aus dem Mittelalter 
stammend – wurden kurzerhand annulliert.  
Die Regierungsbestimmung vom November 1800, die besagt, dass die Zugehörigkeit 
zur Katholischen Kirche nicht mehr die Voraussetzung für die Niederlassung im 
Kurfürstenstaat ist, war für die Stadt- und Landesgeschichte von großer Bedeutung. 
(die Kurfürstin und spätere Königin Karoline war Protestantin) Als der Mannheimer 
Kaufmann Michel, der der reformierten Kirche angehörte um das Bürgerrecht 
ersuchte, reagierte Max Joseph auf die Einwände des Magistrates mit einem 
eigenhändigen Schreiben und befahl die Erteilung des Bürgerrechts. Damit war eine 
Öffnung für die Zuwanderung aus nichtkatholischen Regionen für Stadt und Land 
geschaffen.  
Das Ende der Selbständigkeit der Städte und Märkte 
Minister Montgelas stornierte 1802 die althergebrachten Autonomierechte der Städte 
und Märkte. So wurde z.B. noch im gleichen Jahr der Stadt München die Hoch- und 
Niedergerichtsbarkeit genommen. Zwei Jahre später legte die Regierung die Hand 
auf die Magistratsverfassung: Man fasste die Institutionen des Inneren- und Äußeren 
Rates zu einem kleineren Ratsgremium zusammen. 1806 entzog man den 
Kommunen auch die Verwaltung des oftmals beträchtlichen Gemeinde- und 
Stiftungsvermögens.  
Der Aufbau der zentralistischen Staatsverwaltung und die totale Neugestaltung des 
Bildungswesens (die ehemals klösterlichen Bildungsanstalten waren der 
Säkularisation zum Opfer gefallen) brachten einen beträchtlichen Zuzug von 
Staatsdienern und Gelehrten aus „neubayerischen“ Landesteilen, vor allem aus 
Franken und Schwaben. Da man den einheimischen Kräften fortschrittliche 
Zielsetzungen nicht zutraute, berief man  
Protestantische Gelehrte aus norddeutschen Ländern. Sie wurden als „Nordlichter“ 
bezeichnet. Dass der Einfluss fremder Intelligenz und Ästhetik einen nicht geringen 
Konkurrenzkampf auslöste, ist nicht abzustreiten. Das gegenseitige Verstehen und 
Annehmen dauerte Jahre. Ebenso der Umwandlungsprozess der abgekapselten 
Bürgerschaft zum weltoffenen Bürgertum. Dieses neue Bürgertum verdrängte den 



Adel aus seiner gesellschaftlichen Führungsrolle und verstand sich immer mehr als 
Träger des Fortschritts im gesamten Verband der Staatsuntertanen.  
Der Staatsakt der Erhebung zur Königswürde am 1.Januar 1806 gilt mit Recht als 
Beginn einer neuen bayerischen Geschichtsperiode. Dabei ist es nicht störend, dass 
der große territoriale Zuwachs und der Erhalt der Königswürde nicht das Ergebnis 
des eigenen politischen Denkens und Könnens, sondern das Resultat der 
Reichsauflösung und des großen, politisch orientierten Gunsterweises von Napoleon 
ist. Das Königreich Bayern als souveräner Staat wurde unter dem Schutz des 
kaiserlichen Frankreich zu einem Bollwerk gegen Preußen  und den Machtgelüsten 
Österreichs.  
Maximilian Köchl 
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